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wendungen zur Feststellung und Untersuchung von Kohle- 
und Erzvorkommen. 
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Stellungnahme 
der Bundesregierung 

zur Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
26. Juni 1957 betr. die Bewertung von Aufwendun- 
gen zur Feststellung und Untersuchung von Kohle- 
und Erzvorkommen 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 215. Sitzung am 26. Juni 
1957 bei der Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung steuer- 
rechtlicher Vorschriften die folgende Entsdiließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Frage einer zweckmäßigen Gestaltung der Bewertung von 
Aufwendungen zur Feststellung und Untersucliung vonKohle- 
und Erzvorkommen zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung 
dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1957 bekanntzugeben." 

Auf Grund dieser Entschließung ist die Frage der Bewertung 
von Aufwendungen zur Feststellung und Untersuchung von 
Kohle- und Erzvorkommen eingehend geprüft worden. Ini Zuge 
dieser Prüfung sind zahlreidre Besprechungen zwisdien den 
beteiligten Bundesressorts und den Finanzministerien der Län- 
der, die nach dem Grundgesetz für die Verwalfung der Steuern 
vom Einkommen und Ertrag zuständig sind, sowie den betei- 
ligten Wirtschaftsverbänden erforderlich geworden. Diese Be- 
sprechungen konnten erst vor kurzem zum Abschluß gebracht 
werden. Die Bundesregierung ist deshalb erst jetzt in der Lage, 
dem Bundestag das Ergebnis der Prüfung bekanntzugeben. 

Nach dem zeitlichen Ablauf der Arbeiten zur Feststellung und 
Untersuchung von Kohle- und Erzvorkommen erscheinen fol- 
gende Unterscheidungen notwendig : 

1 . Aufwendungen für Arbeiten zur Aufsuchung von Kohle- und 
Erzvorkommen 

Diese Arbeiten dienen der Entdeckung eines Mineralvor- 
kommens und gehen der Begründung einer Bergbauberedr- 
tigung (Bergwerkseigentum, Konzession) voraus. 

Die hierfür geleisteten Aufwendungen gehören zu den An- 
schaffungskosten der Bergbauberedrtigung. Sie sind deshalb 
bei Erlangung der Bergbauberechtigung zu aktivieren. In den 
Fällen, in denen ein Abbau des Vorkommens von Kohle 
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oder Erz in überschaubarer Zeit wirtschaftlich nicht möglich 
erscheint, kommt eine sofortige Teilwertabschreibung in Be- 
tracht. Dabei ist den besonderen Verhältnissen des Berg- 
baues Rechnung zu tragen. Führen die Aufsuchungsarbeiten 
nicht zur Erlangung einer Bergbauberechtigung, so sind die 
getätigten Aufwendungen abzugsfähige Betriebsausgaben; 
zunächst aktivierte Aufwendungen sind dann auszubuchen. 

2. Aufwendungen für Untersuchungsarbeiten vor Aufnahme 
des Bergwerksbetriebs 

a) Aufwendungen für Arbeiten zur Bestimmung von Inhalt, 
Umfang und Beschaffenheit der Lagerstätte 

Nach Verleihung von Bergwerkseigentum bzw. nach Kon- 
zessionserteilung werden vor der Aufnahme des Berg- 
werksbetriebs Untersuchungsarbeiten (geophysikalische 
Untersuchungen, Bohrungen und bergmännische Arbeiten) 
ausgeführt, um dadurch nähere Kenntnis von dem Inhalt, 
dem Umfang und der Beschaffenheit der Lagerstätte zu 
erhalten. 

Die iiierfür geleisteten Aufwendungen sind als laufende 
Planungskosten anzusehen; eine Aktivierung wird des- 
halb nicht verlangt. 

Soweit jedoch Untersuchungsbohrungen dazu dienen, den 
Ansatzpunkt eines Schachtes festzulegen (Sdiachtansatz- 
bohrungen), sind sie wie Aufschlußbohrungen — vgl. 2. b) - 
zu behandeln. Dies bedeutet, daß sie zu den Herstellungs- 
kosten des Schachtes gehören, die mit den übrigen Her- 
stellungskosten des Schachtes zu aktivieren sind. 

b) Aufwendungen für Arbeiten zum Aufschluß des Feldes 

Vor Beginn eines Grubenaufschlusses werden Aufschluß- 
arbeiten (meist Aufschlußbohrungen) getätigt, um den 
für den Aufschluß günstigsten Feldesteil bzw. den günstig- 
sten Ansatzpunkt für die Schächte zu finden. 

Die Kosten dieser Aufschlußarbeiten sind stets als Her- 
stellungskosten des Grubenaufsdilusses bzw. des Schachtes 
zu aktivieren und entsprechend der Nutzungsdauer des 
Griibenaufschlusses bzw. des Schachtes abzusdireiben. 
Beim Vorliegen der Voraussetzungen des § 81 EStDV 
kann von der Bewertungsfreiheit dieser Vorschrift Ge- 
brauch gemacht werden. Sollte an einem Bilanzstichtag 
der Teilwert des Schachtes niedriger als der sidi nach 
Satz 1 oder 2 ergebende Buchwert sein, so kann nach 
§ 6 Abs. 1 Ziff. 1 EStG der niedrigere Teilwert angesetzt 
werden. 


Drucksache 793 


3 



Drudcsadie 793 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


3. Aufwendungen für Untersuchungsarbeiten nach Aufnahme 
des Bergwerksbetriebs 

Während des Abbaues des Minerals werden vielfach — im 
Erzbergbau regelmäßig — Arbeiten zur weiteren Unter- 
suchung der Lagerstätte (z. B. Untersuchungsstrecken, Unter- 
suchungsbohrungen) ausgeführt. 

Die Aufwendungen für Untersuchungsstrecken sind zu akti- 
vieren. Von einer Aktivierung kann jedoch bei solchen 
Strecken abgesehen werden, die nadi ihrer Planung, An- 
lage und Ausführung später für Betriebszwecke nicht nutz- 
bar gemacht werden können. Stellt sich bei zunächst akti- 
vierten Untersuchungsstrecken später heraus, daß diese 
nicht als Betriebsstrecken verwendet werden können, so 
sind die aktivierten Aufwendungen auszubuchen. Wegen 
der für den Kohlenbergbau im Verwaltungswege getroffenen 
Festwertregelung werden aber auch sonst die Aufwendungen 
für Untersuchungsstrecken in vielen Fällen im Ergebnis als 
laufende Betriebsausgaben behandelt werden können. 

Der Nutzen von Untersuchungsbohrungen wird sich regel- 
mäßig nicht über einen Zeitraum von einem Jahr hinaus 
erstrecken. Die Aufwendungen für Untersuchungsbohrungen 
können deshalb sofort als Aufwand behandelt werden. 

Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit den Finanz- 
ministerien der Länder der Auffassung, daß die dargestellten 
Grundsätze der Behandlung der Aufwendungen zur Feststel- 
lung und Untersuchung von Kohle- und Erzvorkommen, nadi 
denen die Finanzverwaltungsbehörden künftig einheitlich ver- 
fahren werden, den besonderen Gegebenheiten des Bergbaues 
in ausreichendem Maße Rechnung tragen und daß deshalb 
besondere gesetzliche Maßnahmen mit dem Ziel einer Ände- 
rung der Vorschriften über die Bewertung dieser Aufwendun- 
gen nicht erforderlich sind. 
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